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453.
Der Nationalrat hat beschlossen:
Der Abschluß der nachstehenden Vereinbarung gemäß Art. 15 a B-VG wird verfassungsmäßig

genehmigt.

Vereinbarung gemäß Art. 15 a B-VG
über die Krankenanstaltenfinanzierung und

die Dotierung des Wasserwirtschaftsfonds

Der Bund, vertreten durch die Bundesregie-
rung,

das Land Burgenland, vertreten durch den
Landeshauptmann,

das Land Kärnten, vertreten durch den Landes-
hauptmann,

das Land Niederösterreich, vertreten durch
den Landeshauptmann,

das Land Oberösterreich, vertreten durch den
Landeshauptmann,

das Land Salzburg, vertreten durch den Lan-
deshauptmann,

das Land Steiermark, vertreten durch den
Landeshauptmann,

das Land Tirol, vertreten durch den Landes-
hauptmann,

das Land Vorarlberg, vertreten durch den
Landeshauptmann und

das Land Wien, vertreten durch den Landes-
hauptmann

— im folgenden Vertragsparteien genannt —
sind übereingekommen, gemäß Art. 15 a B-VG
die nachstehende Vereinbarung zu schließen:

ABSCHNITT I

A r t i k e l 1

Gegenstand der Vereinbarung

(1) Die Vertragsparteien kommen überein,
nach Maßgabe der nachstehenden Bestimmungen
dieser Vereinbarung:

1. Die Leistung von Betriebszuschüssen, son-
stigen Zuschüssen nach Art. 15 Abs. 2 und
Investitionszuschüssen an die Rechtsträger
öffentlicher Krankenanstalten der im § 2
Abs. 1 Z. 1 und 2 des Krankenanstalten-
gesetzes bezeichneten Art, mit Ausnahme
der Pflegeabteilungen der öffentlichen Kran-
kenanstalten für Geisteskrankheiten sowie
an die Rechtsträger privater Krankenanstal-
ten der im § 2 Abs. 1 Z. 1 des Krankenan-
staltengesetzes bezeichneten Art, die gemäß
§ 16 des Krankenanstaltengesetzes als ge-
meinnützig geführte Krankenanstalten zu
betrachten sind, zu gewährleisten und

2. die Beziehungen der Träger der Sozialver-
sicherung zu den Rechtsträgern dieser
Krankenanstalten neu zu gestalten.

(2) Die Kostenersätze für den klinischen
Mehraufwand im Sinne des § 55 des Krankenan-
staltengesetzes bilden keinen Gegenstand dieser
Vereinbarung.
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(3) Die Vertragsparteien kommen überein, die
Leistung von Beiträgen an den Wasserwirt-
schaftsfonds nach Maßgabe des Art. 19 dieser
Vereinbarung zu gewährleisten.

ABSCHNITT II

A r t i k e l 2

Einrichtung eines Krankenanstalten-Zusammen-
arbeitsfonds

Durch Bundesgesetz wird ein Krankenanstal-
ten-Zusammenarbeitsfonds mit eigener Rechts-
persönlichkeit — im folgenden Fonds genannt —
eingerichtet werden.

A r t i k e l 3

Aufgaben des Fonds

Aufgaben des Fonds werden nach Maßgabe
dieser Vereinbarung sein:

1. die Gewährung von Betriebsauschüssen und
sonstigen Zuschüssen gemäß Art. 15 Abs. 2
an Rechtsträger von Krankenanstalten;

2. die Gewährung von Investitionszuschüssen
an Rechtsträger von Krankenanstalten;

3. die Erlassung von Richtlinien (einschließ-
lich Kennzahlen) für die Planung, Errich-
tung und Ausstattung sowie den Betrieb
von Krankenanstalten;

4. die Weiterentwicklung der Kostenrechnung
für Krankenanstalten;

5. die Erlassung von Richtlinien für die Lei-
stungsstatistik für Krankenanstalten;

6. die Erstattung von Rationalisierungsvor-
schlägen für die Planung, Errichtung und
Ausstattung sowie den Betrieb von Kranken-
anstalten;

7. die Weiterentwicklung des Österreichischen
Krankenanstaltenplanes unter Bedachtnahme
auf die Landes-Krankenanstaltenpläne.

A r t i k e l 4

Betriebszuschüsse und sonstige Zuschüsse gemäß
Art. 15 Abs. 2

(1) Betriebskosten sind die in §§ 2 und 5
der Krankenanstaltenkostenrechnungsverordnung
umschriebenen Kosten mit Ausnahme der Zu-
satzkosten.

(2) Die Rechtsträger der im Art. 1 Abs. 1
dieser Vereinbarung genannten Krankenanstalten
werden nach Maßgabe der nachstehenden Abs. 3
und 4 sowie des Art. 15 dieser Vereinbarung
Anspruch auf die Gewährung von Zuschüssen
durch den Fonds haben.

(3) Anträge auf die Gewährung von Zuschüssen
werden zugleich mit den hiefür erforderlichen
Nachweisen über die finanzielle Gebarung der

Krankenanstalt, insbesondere über den Gesamt-
bettenstand, die Auslastung, die amtlich festge-
setzten Pflegegebühren, die Einnahmen, die Aus-
gaben, den Betriebsabgang sowie die Ergebnisse
der Kostenstellenrechnung und der Leistungs-
statistik bis 30. April eines jeden Kalenderjahres
bei der nach Lage der Krankenanstalt örtlich
zuständigen Landesregierung einzubringen sein.
Die Landesregierung wird diese Anträge auf ihre
Richtigkeit zu prüfen und dazu Stellung zu neh-
men haben. Die Anträge werden unter Anschluß
der Stellungnahme der Landesregierung binnen
drei Monaten nach ihrem Einlangen dem Fonds
zu übermitteln sein. Den Anträgen von Rechts-
trägern privater Krankenanstalten im Sinne des
Art. 1 Abs. 1 dieser Vereinbarung wird eine
Erklärung der Landesregierung anzuschließen
sein, ob die Krankenanstalt als eine gemein-
nützig geführte Krankenanstalt im Sinne des
§ 16 des Krankenanstaltengesetzes zu betrachten
ist.

(4) Die Gewährung von Betriebszuschüssen
wird ferner an die Bedingung gebunden wer-
den, daß der Rechtsträger der Krankenanstalt

1. ein Buchführungssystem anwendet, wie es
die Krankenanstaltenkostenrechnungsverord-
nung vorsieht bzw. geeignete Maßnahmen
zur Anwendung dieses Systems nachweist,

2. eine Leistungsstatistik — nach Maßgabe der
vom Fonds ausgearbeiteten Richtlinien —
eingerichtet hat und

3. dem Fonds gestattet, Erhebungen über die
Betriebsorganisation und den Betriebsab-
lauf der Krankenanstalt durchzuführen und
in die die Betriebsführung der Kranken-
anstalt betreffenden Unterlagen Einsicht zu
nehmen.

(5) Die vom Fonds gewährten Zuschüsse wer-
den direkt an die antragstellenden Rechtsträger
zu überweisen sein. Die zuständige Landesregie-
rung wird von der Erledigung des Antrages in
Kenntnis zu setzen sein.

(6) Die vom Fonds gemäß Art. 15 Abs. 2
dieser Vereinbarung zu gewährenden Zuschüsse
werden monatlich vorschußweise zu leisten sein.
Die vom Fonds gemäß Art. 15 Abs. 3 dieser
Vereinbarung zu gewährenden Betriebszuschüsse
werden auf Grund der Beschlüsse der Fondsver-
sammlung und nach Maßgabe der dem Fonds
zufließenden Mittel vorschußweise zu leisten sein.
Die Zwischenabrechnung wird bis 30. April des
auf die Antragstellung folgenden Jahres, die
Endabrechnung nach Vorliegen des Bundesrech-
nungsabschlusses zu erfolgen haben.

(7) Die bis zur Kundmachung des in Durch-
führung dieser Vereinbarung ergehenden Bundes-
gesetzes über den Krankenanstalten-Zusammen-
arbeitsfonds vom Bund geleisteten Zweckzu-
schüsse im Sinne der §§ 57 und 59 des Kranken-
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anstaltengesetzes werden auf die vom Fonds zu
leistenden Zuschüsse anzurechnen sein.

(8) Die Vorschußzahlungen nach Abs. 6 wer-
den für das Jahr 1978 in einer Zahlung binnen
einem Monat nach Kundmachung des in Durch-
führung dieser Vereinbarung ergehenden Bundes-
gesetzes über den Krankenanstalten-Zusammen-
arbeitsfonds zu leisten sein.

A r t i k e l 5

Investitionszuschüsse

(1) Investitionen sind Ausgaben für die An-
schaffung und/oder Herstellung von Anlage-
gütern im Sinne des § 16 Abs. 1 der Kranken-
anstaltenkostenrechnungsverordnung.

(2) Den Rechtsträgern von Krankenanstalten
im Sinne des Art. 1 Abs. 1 dieser Vereinbarung
werden — unbeschadet der Gewährung von Zu-
schüssen im Sinne des Art. 15 Abs. 2 dieser
Vereinbarung — unter sinngemäßer Anwendung
des Art. 4 Abs. 3 bis 5 und nach Maßgabe des
Art. 15 Abs. 3 dieser Vereinbarung Investitions-
zuschüsse gewährt werden können.

(3) Die bis zur Kundmachung des in Durch-
führung dieser Vereinbarung ergehenden Bun-
desgesetzes über den Krankenanstalten-Zusam-
menarbeitsfonds vom Bund ab dem Jahre 1978
geleisteten Zuschüsse für Zwecke der Kranken-
anstalteninvestitionsförderung nach dem „Re-
sümeeprotokoll zum FAG 1973" sind auf die
vom Fonds zu leistenden Investitionszuschüsse
anzurechnen.

A r t i k e l 6

Richtlinien für die Planung, Errichtung, Aus-
stattung sowie den Betrieb von Krankenanstalten

(1) Der Fonds wird als Grundlage für die
Gewährung von Zuschüssen im Sinne des Art. 15
Abs. 3 dieser Vereinbarung Richtlinien (ein-
schließlich Kennzahlen) insbesondere über die
bauliche Ausgestaltung, apparative Ausstattung
von Krankenanstalten, die Anschaffung und den
Verbrauch von Medikamenten sowie den Perso-
naleinsatz zu erlassen haben. Dabei wird auf
eine möglichst rationelle Führung der Kranken-
anstalten und eine gleichmäßige medizinische
Versorgung der Bevölkerung sowie auf gesund-
heitspolitische Schwerpunkte, wie sie im öster-
reichischen Krankenanstaltenplan festgelegt sind,
Rücksicht zu nehmen sein. Die Richtlinien (ein-
schließlich Kennzahlen) werden ferner Regelun-
tgen über die Aufteilung der Mittel gemäß
Art. 15 Abs. 3 dieser Vereinbarung für Betriebs-
und sonstige Zuschüsse sowie Investitionszu-
schüsse zu enthalten haben.

(2) Die Richtlinien (einschließlich Kennzahlen)
werden mit 1. Jänner 1979 in Kraft gesetzt
werden.

A r t i k e l 7

Kostenrechnung für Krankenanstalten

Dem Fonds wird die Anpassung der Richtlinien
für das von den Rechtsträgern von Kranken-
anstalten anzuwendende Buchführungssystem
(Art. 4 Abs. 4 Z. 1 dieser Vereinbarung) an den
jeweils neuesten Stand der medizinischen, tech-
nischen und wirtschaftlichen Entwicklung ob-
liegen.

A r t i k e l 8

Leistungsstatistik für Krankenanstalten

(1) Der Fonds wird Richtlinien für ein ein-
heitliches System der Leistungserfassung und
Leistungsstatistik in den Krankenanstalten zu
erlassen haben.

(2) Der Fonds wird aus den Ergebnissen der
Kostenstellenrechnung und den Daten der Lei-
stungsstatistik in Abstimmung mit dem Öster-
reichischen Krankenanstaltenplan Bewertungs-
kriterien für die Ergebnisse der Kostenstellen-
rechnung festzulegen haben.

A r t i k e l 9

Rationalisierungsvorschläge

Der Fonds wird für einzelne Krankenanstalten
auf Antrag des Rechtsträgers oder bei auffällig
hohen Kosten je Pflegetag dm Vergleich zu
gleichartigen Krankenanstalten von sich aus
Rationalisierungsvorschläge erstatten können.

A r t i k e l 10

Mittel des Fonds

Mittel des Fonds werden sein:

1. Beiträge des Bundes und der Länder
2. — nach Maßgabe einer besonderen bundes-

gesetzlichen Regelung — Beiträge der Ge-
meinden

3. Mittel gemäß § 447 f ASVG
4. Darlehen
5. Spenden
6. Vermögenserträge
7. sonstige Mittel

A r t i k e l 11

Beiträge des Bandes und der Länder an den
Fonds

(1) Der Bund leistet an den Fonds in den
Jahren 1978 und 1979 einen Beitrag in der
Höhe von je 1,416% des gesamten Aufkommens
an der Umsatzsteuer im betreffenden Jahr.

(2) Die Länder leisten an den Fonds im Jahre
1978 einen Beitrag in der Höhe von 0,617% und
im Jahre 1979 in der Höhe von 0,678%
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des gesamten Aufkommens an der Umsatz-
steuer im betreffenden Jahr.

(3) Die Vertragsparteien kommen überein,
daß die Beiträge des Bundes und der Länder mit
Wirksamkeit vom 1. Jänner 1978 für das
jeweilige Budgetjahr in monatlichen Vorschüssen
zu erbringen sind, deren Höhe sich nach den
Bestimmungen über die Berechnung der Vor-
schüsse auf die Ertragsanteile der Länder an der
Umsatzsteuer zu richten hat. Diese Vorschüsse
sind zu den gesetzlichen Terminen der Vorschuß-
leistungen auf die Ertragsanteile der Länder an
den gemeinschaftlichen Bundesabgaben jeweils zu
Lasten des Bundes und der Länder vom Bund
an den Fonds zu überweisen.

(4) Für die Zeit vom 1. Jänner 1978 bis Ende
des Monats vor Kundmachung des in Durch-
führung dieser Vereinbarung ergebenden Bun-
desgesetzes über den Krankenanstalten-Zusam-
menarbeitsfonds sind die Beiträge im Sinne des
Abs. 3 innerhalb von zwei Monaten nach Kund-
machung dieses Bundesgesetzes an den Fonds zu
überweisen. Beiträge des Bundes, die in der Zeit
vom 1. Jänner 1978 bis Ende des Monats vor
der Kundmachung des in Durchführung dieser
Vereinbarung ergehenden Bundesgesetzes über
den Krankenanstalten-Zusammenarbeitsfonds als
Zweckzuschüsse zum Betriebsabgang der Kran-
kenanstalten gemäß §§ 57 und 59 des Kranken-
anstaltengesetzes und für Zwecke der Krankenan-
stalteninvestitionsförderung nach dem „Resümee-
protokoll zum FAG 1973" geleistet worden sind,
sind dabei auf die Leistung des Bundes im Sinne
des Abs. 3 anzurechnen.

(5) Die von den Vertragsparteien an den Fonds
zu leistenden Beiträge sind als Vorschußleistun-
gen anzusehen. Die Zwischenabrechnung und die
endgültige Abrechnung haben im Rahmen der
Abrechnung der Vorschüsse auf die Ertragsanteile
an den gemeinschaftlichen Bundesabgaben gemäß
§ 11 Abs. 1 FAG 1973 zu erfolgen. Dabei ent-
stehende Übergenüsse oder Guthaben des Fonds
sind auszugleichen.

A r t i k e l 12

Mittel gemäß § 447 f ASVG

(1) Dem Fonds werden die gemäß § 447 f
ASVG für die Neuregelung der Beteiligung der
Träger der Krankenversicherung an der Finan-
zierung der Krankenanstalten vorbehaltenen
Mittel zufließen.

(2) Diese Mittel werden von dem beim Haupt-
verband der österreichischen Sozialversicherungs-
träger errichteten Ausgleichsfonds zum Ende
eines jeden Kalenderviertels vorschußweise an den
Fonds entrichtet werden. Die endgültige Abrech-
nung wird bis 30. April des folgenden Geschäfts-
jahres zu erfolgen haben.

A r t i k e l 13

Aufnahme von Darlehen

(1) Der Fonds wird ermächtigt werden, zur
Finanzierung bestimmter Investitionsvorhaben
Darlehen aufzunehmen.

(2) Der Bund und die Länder — letztere aller-
dings nur insoweit, als die aus solchen Dar-
lehen erfließenden Mittel einer im jeweiligen
Land gelegenen Krankenanstalt im Sinne des
Art. 1 Abs. 1 dieser Vereinbarung zugute kom-
men und dieses Land bzw. sofern Rechtsträger
dieser Krankenanstalt, ein anderes Land ist,
dieses Land zustimmt — haften für diese Dar-
lehen solidarisch.

(3) Soweit eine Mithaftung der Länder in
Betracht kommt, sind die Verzinsung und die
Tilgung dieser Darlehen aus den entsprechen-
den Länderquoten zu decken.

A r t i k e l 14

Spenden

Der Fonds wird ermächtigt werden, zur Er-
füllung der ihm übertragenen Aufgaben Spenden
anzunehmen.

A r t i k e l 15

Bemessung der Betriebs- und sonstigen Zuschüsse
sowie der Investitionszuschüsse

(1) Die dem Fonds für die Jahre 1978 und
1979 zur Verfügung stehenden Mittel im Sinne
des Art. 10 Z. 1 bis 3 und 7 dieser Vereinbarung
werden in zwei Teilbeträge zu 60% (Teilbetrag 1)
bzw. 40% (Teilbetrag 2) aufgeteilt werden. An
den Fonds geleistete Vermögenserträge und Spen-
den werden dem Teilbetrag 2 zuzuschlagen sein,
sofern der Spender nicht eine andere Zweck-
bindung trifft.

(2) 90% des Teilbetrages 1 werden derart auf
die Rechtsträger der Krankenanstalten im Sinne
des Art. 1 Abs. 1 dieser Vereinbarung verteilt
werden, daß die dem einzelnen Rechtsträger ge-
mäß den §§ 57 und 59 des Krankenanstalten-
gesetzes zu gewährenden Zweckzuschüsse in
jenem Verhältnis aufgestockt werden, das sich
aus dem Gesamtbetrag an Zweckzuschüssen ge-
mäß den §§ 57 und 59 KAG zu 90% des Teil-
betrages 1 ergibt. 10% des Teilbetrages 1 wer-
den im Verhältnis der Pflegetage in diesen
Krankenanstalten auf diese Rechtsträger ver-
teilt werden.

(3) 40% des Teilbetrages 2 werden im Ver-
hältnis der Volkszahl der einzelnen Länder in
Länderquoten geteilt werden. 60% des Teil-
betrages 2 werden im Sinne des Abs. 2 in
Länderquoten geteilt werden. Innerhalb der
solcherart gebildeten Ländergesamtquoten
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wird — unter Bedachtnahme auf Art. 13 Abs. 3
dieser Vereinbarung — die Verteilung des Teilbe-
trages 2 auf die Rechtsträger von Krankenanstal-
ten im Sinne des Art. 1 Abs. 1 dieser Verein-
barung der Entscheidung des Fonds obliegen.
Der Fonds wird dabei auf Grundlage der von
ihm zu erlassenden Richtlinien (einschließlich
Kennzahlen) im Sinne des Art. 6 dieser Verein-
barung vorzugehen haben.

(4) Die Höhe des Investitionszuschusses soll
im Einzelfall 40% der Kosten des Investitions-
vorhabens nicht übersteigen. Bei Vorliegen be-
sonderer gesundheitspolitischer Erfordernisse
werden ausnahmsweise auch höhere Investitions-
zuschüsse gewährt werden können.

(5) Den Berechnungen im Sinne der Abs. 2
und 3 werden — sofern es sich nicht um die
Gewährung von Investitionszuschüssen han-
delt — die Daten des jeweils zweitvorangegan-
genen Jahres zugrunde zu legen sein.

A r t i k e l 16

Organisation des Fonds

(1) Organ des Fonds wird die Fondsversamm-
lung sein. Die Fondsversammlung wird beim
Bundesministerium für Gesundheit und Umwelt-
schutz eingerichtet werden. Die Beistellung der
sachlichen und personellen Erfordernisse sowie
die Führung der Geschäfte der Fondsversamm-
lung wird dem Bundesministerium für Gesundheit
und Umweltschutz obliegen.

(2) Die Fondsversammlung wird aus 19 Mit-
gliedern bestehen, die nach Maßgabe der nach-
folgenden Bestimmungen zu bestellen sein wer-
den:

1. fünf Mitglieder wird die Bundesregierung
bestellen;

2. je ein Mitglied werden die Landesregie-
rungen bestellen;

3. zwei Mitglieder werden vom Hauptverband
der österreichischen Sozialversicherungsträger
zu bestellen sein;

4. je ein Mitglied wird vom Österreichischen
Städtebund, vom Österreichischen Gemeinde-
bund sowie von der Österreichischen Bi-
schofskonferenz gemeinsam mit dem Evan-
gelischen Oberkirchenrat zu bestellen sein.

(3) Mitglied der Fondsversammlung wird nur
sein können, wer zum Nationalrat wählbar ist.

(4) Ist die Bestellung von Mitgliedern der
Fondsversammlung erforderlich, so wird das
Bundesministerium für Gesundheit und Um-
weltschutz die gemäß Abs. 2 in Betracht kom-
menden Rechtsträger oder Organe schriftlich zur
Namhaftmachung aufzufordern haben. Machen
die zur Bestellung von Mitgliedern der Fonds-
versammlung berechtigten Rechtsträger und
Organe von diesem Recht keinen Gebrauch und

bestellen keine Mitglieder, so werden die nicht-
bestellten Mitglieder bei der Feststellung der
Beschlußfähigkeit der Fondsversammlung außer
Betracht bleiben.

(5) Den Vorsitz in der Fondsversammlung wird
der Bundesminister für Gesundheit und Umwelt-
schutz führen.

(6) Die Fondsversammlung wird sich ihre Ge-
schäftsordnung selbst geben.

(7) Die von der Bundesregierung bestellten
Mitglieder der Fondsversammlung werden — un-
beschadet des Abs. 9 — über je zwei Stimmen,
die übrigen Mitglieder der Fondsversammlung
über je eine Stimme verfügen.

(8) Die Beschlüsse der Fondsversammlung wer-
den — mit Ausnahme der Entscheidung über
die Verteilung des Teilbetrages 1 im Einzelfall —
einstimmig gefaßt werden. Kommt ein einstim-
miger Beschluß nicht zustande, so wird wie folgt
vorzugehen sein:

1. jedes Mitglied der Fondsversammlung wird
einen Schlichtungsausschuß, der aus dem Bun-
deskanzler, dem Vorsitzenden der Landes-
hauptmännerkonferenz und einem weite-
ren von der Landeshauptmännerkonferenz
zu bestimmenden Landeshauptmann besteht,
um Vermittlung ersuchen können; der
Schlichtungsausschuß wird binnen drei Mona-
ten nach der erstmaligen Beschlußfassung
im Fonds zumindest eine Sitzung abhalten;

2. kommt binnen drei Monaten nach der
erstmaligen Beschlußfassung im Fonds ein
einstimmiger Beschluß nicht zustande, so
wird die Fondsversammlung mit einfacher
Mehrheit der Stimmen entscheiden;

3. kommt eine solche Mehrheit nicht zustande,
so wird die Stimme des Vorsitzenden ent-
scheiden.

(9) Entscheidungen der Fondsversammlung über
die Verteilung des Teilbetrages 1 im Einzelfall
werden mit einfacher Mehrheit der Stimmen
gefaßt werden. Die von der Bundesregierung
bestellten Mitglieder der Fondsversammlung wer-
den in diesem Fall nur über eine Stimme ver-
fügen.

A r t i k e l 17

Berichterstattung

Der Fonds wird gegenüber jenen Rechtsträ-
gern und Organen, die zur Bestellung von Mit-
gliedern der Fondsversammlung berechtigt sind,
jährlich Bericht über seine Tätigkeit zu erstatten
haben.

A r t i k e l 18

Kontrolle durch den Rechnungshof

Die Gebarung des Fonds wind der Kontrolle
durch den Rechnungshof unterliegen.
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ABSCHNITT III

A r t i k e l 19

Dotierung des Wasserwirtschaftsfonds

(1) Die Länder leisten an den Wasserwirt-
schaftsfonds im Jahre 1978 einen Beitrag in der
Höhe von 0,309% und im Jahre 1979 in der
Höhe von 0,339% des gesamten Aufkommens
an der Umsatzsteuer im betreffenden Jahr.

(2) Art. 11 Abs. 3 bis 5 ist sinngemäß an-
zuwenden.

(3) Nach Maßgabe einer besonderen bundes-
gesetzlichen Regelung werden die Gemeinden
zu Leistungen an den Wasserwirtschaftsfonds
veranlaßt werden.

ABSCHNITT IV

A r t i k e l 20

Befreiung von Gebühren und Abgaben

(1) Der Fonds wird von allen bundesrecht-
lich geregelten Abgaben befreit werden.

(2) Die vom Fonds in unmittelbarer Erfüllung
seiner Aufgaben ausgestellten Schriften und die
von ihm abgeschlossenen Rechtsgeschäfte werden
von den Stempel- und Rechtsgebühren befreit
werden.

(3) Die finanziellen Leistungen des Fonds an
die Rechtsträger der Krankenamtalten werden
weder der Umsatzsteuer noch den Steuern vom
Einkommen und Vermögen unterliegen.

A r t i k e l 21

Sozialversicherungsrechtliche Regelungen

(1) Die für die Sozialversicherungsträger gel-
tenden Pflegegebührenersätze werden mit jedem
1. Jänner, erstmals mit 1. Jänner 1978,
erhöht wenden und zwar im prozentuellen Aus-
maß der Erhöhung der Beitragseinnahmen aller
Krankenversicherungsträger vom Vorjahr auf
das laufende Jahr; die jeweils neu berechneten
Pflegegebührenersätze werden auf volle Schilling
gerundet werden.

(2) Von den Beitragseinnahmen eines Kalender-
jahres wind vor der Errechnung des prozentuellen
Beitragszuwachses zunächst jener Betrag abge-
zogen werden, den die Krankenversicherungsträ-
ger im Wege des § 447 f ASVG zur Finanzierung
der Krankenanstalten gesondert bereitstellen wer-
den. Ferner werden bei der Errechnung des
prozentuellen Beitragszuwachses nach Abs. 1 jene
Beitragseinnahmen außer Betracht bleiben,
die sich ab 1. Jänner 1979 aus Änderungen des
Beitragsrechtes ergeben, sofern der daraus erflie-
ßende Ertrag gesetzlich zweckgebunden ist.

(3) Die Beitragseinnahmen des laufenden Ka-
lenderjahres aller dem Hauptverband angehören-

den Krankenversicherungsträger werden den Bei-
tragseinnahmen des zuletzt vorangegangenen Ka-
lenderjahres, unter Berücksichtigung des Abs. 2,
gegenübergestellt werden. Als Beitragseinnahmen
werden alle Beiträge für Pflichtversicherte und
für freiwillig Versicherte gelten, die nach den
Weisungen des Bundesministers für soziale Ver-
waltung über die Rechnungslegung als Beitrags-
einahmen in Betracht kommen, in der Kranken-
versicherung der Bauern einschließlich des Bundes-
beitrages; maßgebend werden die in den Er-
folgsrechnungen der Krankenversicherungsträger
ausgewiesenen Beträge sein. Der vom Haupt-
verband auf zwei Dezimaktellen errechnete Er-
höhungsprozentsatz wird der Zustimmung durch
den Bundesminister für soziale Verwaltung be-
dürfen.

(4) Der Hauptverband wird jeweils spätestens
bis 15. Dezember für das nächstfolgende Kalen-
derjahr einen provisorischen Hundertsatz zu er-
rechnen haben, der nach Zustimmung durch
den Bundesminister für soziale Verwaltung für
die Erhöhung der Pflegegebührenersätze ab nach-
folgendem 1. Jänner maßgeblich ist; die neuen
Pflegegebührenersätze werden auf volle Schilling
gerundet werden. Den Rechtsträgern der Kran-
kenanstalten werden die erhöhten Pflegegebüh-
renersätze so rechtzeitig bekanntgegeben werden,
daß sie ab 1. Jänner der Verrechnung zugrunde
gelegt werden können. Für das Jahr 1978 wird
der provisorische Hundertsatz 10,84% betragen.

(5) Weicht der provisorische Hundertsatz vom
endgültigen Hundertsatz ab, so wird sich für
die Krankenversicherungsträger entweder eine
Verpflichtung zur Nachzahlung oder der An-
spruch auf ein Guthaben ergeben. Der finanzielle
Ausgleich wird durch Nachzahlung oder Gut-
schrift im laufenden Jahr herbeigeführt wer-
den. Bei der Erhöhung der Pflegegebührener-
sätze ab dem nächsten 1. Jänner werden so-
dann für das Vorjahr fiktiv jene Pflegegebühren-
ersätze errechnet werden, die sich bei Anwen-
dung des endgültigen Hundertsatzes ergeben
hätten. Diese fiktiven Pflegegebührenersätze
werden sodann mit dem in Betracht kommenden
provisorischen Hundertsatz erhöht werden.

(6) Alle von den Krankenversicherungsträgern
und vom Hauptverband zur Durchführung der
gegenständlichen Regelung erstellten Unterlagen
und Berechnungen werden der Überprüfung
durch den Bundesminister für soziale Verwal-
tung unterliegen.

(7) Für die Dauer der Geltung dieser Verein-
barung werden die grundsatzgesetzlichen Be-
stimmungen des § 28 Abs. 8 des Krankenan-
staltengrundsatzgesetzes und die entsprechenden
Landesausführungsgesetze dahingehend geändert,
daß die Schiedskommissionen an die mit Zustim-
mung des Bundesministers für soziale Verwaltung
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festgesetzten Erhöhungssätze gemäß Abs. 1 bis 5
gebunden sind.

A r t i k e l 22

Inkrafttreten

Diese Vereinbarung tritt einen Monat nach
Ablauf des Tages in Kraft, an dem beim Bun-
deskanzleramt die Mitteilungen aller Vertrags-
parteien, daß die nach der Bundesverfassung
bzw. nach den Landesverfassungen erforderlichen
Voraussetzungen für das Inkrafttreten der Verein-
barung erfüllt sind, vorliegen.

A r t i k e l 23

Durchführung der Vereinbarung

Die zur Durchführung dieser Vereinbarung
notwendigen bundes- und landesgesetzlichen
Regelungen sind mit 1. Jänner 1978 in Kraft
zu setzen.

A r t i k e l 24

Geltungsdauer, Kündigung

(1) Diese Vereinbarung wird für die Jahre
1978 und 1979 geschlossen.

(2) Wenn nicht eine der Vertragsparteien
spätestens am 30. Juni 1979 die Vereinbarung
kündigt, so tritt eine Verlängerung der Geltungs-
dauer um ein weiteres Jahr ein, wobei von den
für das Jahr 1979 geltenden Regelungen aus-
zugehen ist. Für die Folgezeit tritt eine Ver-
längerung der Geltungsdauer dieser Vereinbarung
jeweils um ein weiteres Jahr ein, wenn nicht
eine der Vertragsparteien spätestens am 30. Juni
des laufenden Jahres kündigt. Die Kündigung
hat schriftlich zu erfolgen und ist an das Bun-
deskanzleramt zu richten.

(3) Die in Durchführung dieser Vereinbarung
ergehenden Bundes- und Landesgesetze werden
mit Ablauf der Geltungsdauer dieser Verein-
barung außer Kraft treten. Mit diesem Zeit-
punkt werden die am 31. Dezember 1977 in
Geltung gestandenen Rechtsvorschriften wieder
in Kraft gesetzt werden, soweit sie durch die
im ersten Satz genannten Bundes- und Landes-
gesetze geändert wurden.

A r t i k e l 25

Mitteilungen

Das Bundeskanzleramt hat die Vertragspar-
teien über Erklärungen nach Art. 22 bis 24
unverzüglich in Kenntnis zu setzen.

A r t i k e l 26

Diese Vereinbarung wird in einer Urschrift
ausgefertigt. Die Urschrift wird beim Bundes-

kanzleramt hinterlegt. Dieses hat allen Ver-
tragsparteien und allen zur Bestellung von Mit-
gliedern der Fondsversammlung berechtigten
Rechtsträgern und Organen beglaubigte Abschrif-
ten der Vereinbarung zu übermitteln.

Für den Bund gemäß dem Beschluß der Bundes-
regierung vom 6. Juni 1978:

Der den Bundeskanzler gemäß Art. 69 Abs. 2
B-VG vertretende Vizekanzler:

Androsch e. h.

Für das Land Burgenland:

Der Landeshauptmann:
Theodor Kery e. h.

Für das Land Kärnten:

Der Landeshauptmann:
Wagner e. h.

Für das Land Niederösterreich:
(vorbehaltlich der Genehmigung des Landtages

von Niederösterreich)

Der Landeshauptmann:
Maurer e. h.

Für das Land Oberösterreich:
(vorbehaltlich der Genehmigung des oberöster-

reichischen Landtages)

Der Landeshauptmann:
Ratzenböck e. h.

Für das Land Salzburg:

Der Landeshauptmann:
Haslauer e. h.

Für das Land Steiermark:

Der Landeshauptmann:
Niederl e. h.

Für das Land Tirol:

Der Landeshauptmann:
Wallnöfer e. h.

Für das Land Vorarlberg:

Der Landeshauptmann:
Dr. Kessler e. h.

Für das Land Wien:

(vorbehaltlich der Genehmigung des Wiener
Landtages)

Der Landeshauptmann:

Leopold Gratz e. h.

Die Vereinbarung tritt gemäß ihrem Art. 22 am 22. September 1978 in Kraft.
Androsch
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4 5 4 . Bundesgesetz vom 30. Juni 1978
über die Errichtung eines Krankenanstalten-

Zusammenarbeitsfonds

Der Nationalrat hat beschlossen:

Gegenstand

§ 1. Nach Maßgabe dieses Bundesgesetzes sind
an die Rechtsträger öffentlicher Krankenanstal-
ten der im § 2 Abs. 1 Z. 1 und 2 des Kranken-
anstaltengesetzes, BGBl. Nr. 1/1957, in der Fas-
sung der Bundesgesetze BGBl. Nr. 27/1958, 281/
1974 und 659/1977 bezeichneten Art, mit Aus-
nahme der Pflegeabteilungen der öffentlichen
Krankenanstalten für Geisteskrankheiten, sowie
an die Rechtsträger privater Krankenanstalten
der im § 2 Abs. 1 Z. 1 des Krankenanstalten-
gesetzes bezeichneten Art, die gemäß § 16 des
Krankenanstaltengesetzes als gemeinnützig ge-
führte Krankenanstalten zu betrachten sind, Be-
triebszuschüsse, sonstige Zuschüsse gemäß § 15
Abs. 2 und Investitionszuschüsse zu leisten.

Einrichtung eines Krankenanstalten-Zusammen-
arbeitsfonds

§ 2. Zur Wahrnehmung der Aufgaben gemäß
§ 1 ist ein Krankenanstalten-Zusammenarbeits-
fonds mit eigener Rechtspersönlichkeit — im
folgenden Fonds genannt — einzurichten.

Aufgaben des Fonds

§ 3. Aufgaben des Fonds sind:
1. die Gewährung von Betriebszuschüssen und

sonstigen Zuschüssen gemäß § 15 Abs. 2
an Rechtsträger von Krankenanstalten;

2. die Gewährung von Investitionszuschüssen
an Rechtsträger von Krankenanstalten;

3. die Erlassung von Richtlinien (einschließ-
lich Kennzahlen) für die Planung, Errich-
tung und Ausstattung sowie den Betrieb
von Krankenanstalten;

4. die Weiterentwicklung der Kostenrechnung
für Krankenanstalten;

5. die Erfassung von Richtlinien für die Lei-
stungsstatistik für Krankenanstalten;

6. die Erstattung von Rationalisierungsvor-
schlägen für die Planung, Errichtung und
Ausstattung sowie den Betrieb von Kran-
kenanstalten;

7. die Weiterentwicklung des Österreichischen
Krankenanstaltenplanes unter Bedachtnahme
auf die Landes-Krankenanstaltenpläne.

Betriebszuschüsse und sonstige Zuschüsse ge-
mäß § 15 Abs. 2

§ 4. (1) Betriebskosten sind Kosten, wie sie
in den §§ 2 und 5 der Krankenanstaltenkosten-
rechnungsverordnung, BGBl. Nr. 328/1977, um-
schrieben sind.

(2) Die Rechtsträger der im § 1 genannten
Krankenanstalten haben nach Maßgabe der nach-
stehenden Abs. 3 und 4 sowie des § 15 An-
spruch auf die Gewährung von Zuschüssen durch
den Fonds.

(3) Anträgen auf die Gewährung von Zu-
schüssen sind die erforderlichen Nachweise über
die finanzielle Gebarung der Krankenanstalt, ins-
besondere über den Gesamtbettenstand, die Aus-
lastung, die amtlich festgesetzten Pflegegebühren,
die Einnahmen, die Ausgaben, den Betriebsab-
gang und die Ergebnisse der Kostenstellenrech-
nung und der Leistungsstatistik sowie eine die
Richtigkeit des Antrages betreffende Stellung-
nahme der nach Lage der Krankenanstalt ört-
lich zuständigen Landesregierung anzuschließen.
Anträgen von Rechtsträgern privater Kranken-
anstalten im Sinne des § 1 ist ferner eine Er-
klärung der nach Lage der Krankenanstalt ört-
lich zuständigen Landesregierung anzuschließen,
ob die Krankenanstalt als eine gemeinnützig
geführte Krankenanstalt im Sinne des § 16 des
Krankenanstaltengesetzes zu betrachten ist. Die
Anträge auf Gewährung von Zuschüssen müssen
bis längstens 31. Juli eines jeden Kalenderjahres
mit allen erforderlichen Beilagen beim Fonds
eingelangt sein.

(4) Die Gewährung von Betriebszuschüssen
ist ferner an die Bedingung gebunden, daß der
Rechtsträger der Krankenanstalt

1. ein Buchführungssystem anwendet, wie es
die Krankenanstaltenkostenrechnungsverord-
nung vorsieht bzw. geeignete Maßnahmen
zur Anwendung dieses Systems nachweist,

2. eine Leistungsstatistik — nach Maßgabe
der vom Fonds ausgearbeiteten Richt-
linien — eingerichtet hat und

3. dem Fonds gestattet, Erhebungen über die
Betriebsorganisation und den Betriebsablauf
der Krankenanstalt durchzuführen und in
die die Betriebsführung der Krankenanstalt
betreffenden Unterlagen Einsicht zu nehmen.

(5) Die vom Fonds gewährten Zuschüsse sind
direkt an die antragstellenden Rechtsträger zu
überweisen. Die nach Lage der Krankenanstalt
örtlich zuständige Landesregierung ist von der
Erledigung des Antrages in Kenntnis zu setzen.

(6) Die vom Fonds gemäß § 15 Abs. 2 zu
gewährenden Zuschüsse sind monatlich vorschuß-
weise zu leisten. Die vom Fonds gemäß § 15
Abs. 3 zu gewährenden Betriebszuschüsse sind
auf Grund der Beschlüsse der Fondsversammlung
und nach Maßgabe der dem Fonds zufließen-
den Mittel vorschußweise zu leisten. Die
Zwischenabrechnung hat bis 30. April des auf
die Antragstellung folgenden Jahres, die End-
abrechnung nach Vorliegen des Bundesrechnungs-
abschlusses zu erfolgen.
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(7) Die bis zur Kundmachung dieses Bundes-
gesetzes vom Bund geleisteten Zweckzuschüsse
im Sinne der §§ 57 und 59 des Krankenan-
stalteingesetzes sind auf die vom Fonds zu
leistenden Zuschüsse anzurechnen.

(8) Die Vorschußzahlungen nach Abs. 6 sind
für das Jahr 1978 in einer Zahlung binnen
einem Monat nach Kundmachung dieses Bundes-
gesetzes zu leisten.

Investitionszuschüsse

§ 5. (1) Investitionen sind Ausgaben für
die Anschaffung und/oder Herstellung von An-
lagegütern, wie sie in § 16 Abs. 1 der Kranken-
anstaltenkostenrechnungsverordnung umschrieben
sind.

(2) Den Rechtsträgern von Krankenanstalten
im Sinne des § 1 können — unbeschadet der
Gewährung von Zuschüssen im Sinne des § 15
Abs. 2 — unter sinngemäßer Anwendung des
§ 4 Abs. 3 bis 5 und nach Maßgabe des § 15
Abs. 3 Investitionszuschüsse gewährt werden.

(3) Die bis zur Kundmachung dieses Bundes-
gesetzes vom Bund ab dem Jahre 1978 ge-
leisteten Zuschüsse für Zwecke der Kranken-
anstalteninvestitionsförderung sind auf die vom
Fonds zu leistenden Investitionszuschüsse anzu-
rechnen.

Richtlinien für die Planung, Errichtung, Ausstat-
tung sowie den Betrieb von Krankenanstalten

§ 6. (1) Der Fonds hat als Grundlage für
die Gewährung von Zuschüssen im Sinne des
§ 15 Abs. 3 Richtlinien (einschließlich Kenn-
zahlen) insbesondere über die bauliche Ausge-
staltung, apparative Ausstattung von Krankenan-
stalten, die Anschaffung und den Verbrauch von
Medikamenten sowie den Personaleinsatz zu erlas-
sen. Dabei ist auf eine möglichst rationelle Füh-
rung der Krankenanstalten und eine gleichmäßige
medizinische Versorgung der Bevölkerung sowie
auf gesundheitspolitische Schwerpunkte, wie sie im
Österreichischen Krankenanstaltenplan festgelegt
sind, Rücksicht zu nehmen. Die Richtlinien (ein-
schließlich Kennzahlen) haben ferner Regelun-
gen über die Aufteilung der Mittel gemäß
§15 Abs. 3 für Betriebs- und sonstige Zuschüsse
sowie Investitionszuschüsse zu enthalten.

(2) Die Richtlinien (einschließlich Kennzahlen)
sind mit 1. Jänner 1979 in Kraft zu setzen.

Kostenrechnung für Krankenanstalten

§ 7. Dem Fonds obliegt die Anpassung der
Richtlinien für das von den Rechtsträgern von
Krankenanstalten anzuwendende Buchführungs-
system (§ 4 Abs. 4 Z. 1) an den jeweils neue-
sten Stand der medizinischen, technischen und
wirtschaftlichen Entwicklung.

Leistungsstatistik für Krankenanstalten

§ 8. (1) Der Fonds hat Richtlinien für ein
einheitliches System der Leistungserfassung und
Leistungsstatistik in den Krankenanstalten zu
erlassen.

(2) Der Fonds hat aus den Ergebnissen der
Kostenstellenrechnung und den Daten der
Leistungsstatistik in Abstimmung mit dem Öster-
reichischen Krankenanstaltenplan Bewertungs-
kriterien für die Ergebnisse der Kostenstellen-
rechnung festzulegen.

Rationalisierungsvorschläge

§ 9. Der Fonds kann für einzelne Kranken-
anstalten auf Antrag des Rechtsträgers oder,
bei auffällig hohen Kosten je Pflegetag im Ver-
gleich zu gleichartigen Krankenanstalten, von sich
aus Rationalisierungsvorschläge erstatten.

Mittel des Fonds

§ 10. Mittel des Fonds sind:
1. Beiträge des Bundes und der Länder;
2. Mittel gemäß § 7 Abs. 2 lit. b Z. 1

FAG 1973, BGBl. Nr. 445/1972, in der
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 455/
1978;

3. Mittel gemäß § 447 f ASVG;
4. Darlehen;
5. Spenden;
6. Vermögenserträge;
7. sonstige Mittel.

Beiträge an den Fonds

§ 11. (.1) Der Bund hat an den Fonds in den
Jahren 1978 und 1979 einen Beitrag in der
Höhe von je 1,416% des gesamten Aufkom-
mens an der Umsatzsteuer im betreffenden
Jahr zu leisten.

(2) Dieser Beitrag ist mit Wirksamkeit vom
1. Jänner 1978 für das jeweilige Budgetjahr
in monatlichen Vorschüssen, deren Höhe sich
nach den Bestimmungen über die Berechnung der
Vorschüsse auf die Ertragsanteile der Länder
an der Umsatzsteuer richtet, an den Fonds zu
überweisen. Die Vorschüsse sind zu den gesetz-
lichen Terminen der Vorschußleistungen auf die
Ertragsanteile der Länder an den gemeinschaft-
lichen Bundesabgaben zu überweisen.

(3) Für die Zeit vom 1. Jänner 1978 bis Ende
des Monats vor Kundmachung dieses Bundes-
gesetzes ist der Beitrag im Sinne des Abs. 2
innerhalb von zwei Monaten nach Kundmachung
dieses Bundesgesetzes an den Fonds zu über-
weisen. Leistungen des Bundes, die in der Zeit
vom 1. Jänner 1978 bis Ende des Monats vor
der Kundmachung dieses Bundesgesetzes als
Zweckzuschüsse zum Betriebsabgang der Kran-



2816 151. Stück — Ausgegeben am 31. August 1978 — Nr. 454

kenanstalten gemäß §§ 57 und 59 des Kranken-
anstaltengesetzes und für Zwecke der Kranken-
anstalteninvestitionsförderung erbracht worden
sind, sind dabei auf den Beitrag des Bundes im
Sinne des Abs. 2 anzurechnen.

(4) Der vom Bund an den Fonds geleistete
Beitrag ist als Vorschußleistung anzusehen. Die
Zwischenabrechnung und die endgültige Ab-
rechnung haben im Rahmen der Abrechnung
der Vorschüsse auf die Ertragsanteile an den
gemeinschaftlichen Bundesabgaben gemäß § 11
Abs. 1 FAG 1973 zu erfolgen. Dabei entstehende
Übergenüsse oder Guthaben des Fonds sind aus-
zugleichen.

(5) Die Abs. 2 bis 4 sind auf die dem Bund
obliegende Überweisung der nach Maßgabe lan-
desrechtlicher Vorschriften an den Fonds zu lei-
stenden Beiträge der Länder sinngemäß anzu-
wenden.

Mittel gemäß § 447 f ASVG

§ 12. (1) Dem Fonds sind die gemäß § 447 f
ASVG für die Neuregelung der Beteiligung der
Träger der Krankenversicherung an der Finan-
zierung der Krankenanstalten vorbehaltenen
Mittel zu überweisen.

(2) Diese Mittel sind vom Hauptverband der
österreichischen Sozialversicherungsträger zum
Ende eines jeden Kalenderviertels vorschußweise
an den Fonds zu entrichten. Die endgültige Ab-
rechnung hat bis 30. April des folgenden Ge-
schäftsjahres zu erfolgen.

Aufnahme von Darlehen

§ 13. (1) Der Fonds ist ermächtigt, zur Fi-
nanzierung bestimmter Investitionsvorhaben
Darlehen aufzunehmen.

(2) Der Bund haftet für diese Darlehen inso-
weit, als auch jenes Land, in dem die Kran-
kenanstalt, der diese Mittel zugute kommen,
gelegen ist bzw., sofern Rechtsträger dieser Kran-
kenanstalt ein anderes Land ist, dieses Land,
für diese Darlehen haftet.

(3) Soweit eine Mithaftung der Länder in Be-
tracht kommt, sind die Verzinsung und die Til-
gung dieser Darlehen aus den entsprechenden
Länderquoten zu decken.

Spenden

§ 14. Der Fonds ist ermächtigt, zur Erfüllung
der ihm übertragenen Aufgaben Spenden anzu-
nehmen.

Bemessung der Betriebs- und sonstigen Zuschüsse
sowie der Investitionszuschüsse

§ 15. (1) Die dem Fonds für die Jahre 1978
und 1979 zur Verfügung stehenden Mittel im
Sinne des § 10 Z. 1 bis 3 und 7 sind in zwei

Teilbeträge zu 60% (Teilbetrag 1) bzw. 40%
(Teilbetrag 2) aufzuteilen. An den Fonds gelei-
stete Vermögenserträge und Spenden sind dem
Teilbetrag 2 zuzuschlagen, sofern der Spender
nicht eine andere Zweckbindung trifft.

(2) 90% des Teilbetrages 1 sind derart auf
die Rechtsträger der Krankenanstalten im Sinne
des § 1 zu verteilen, daß die dem einzelnen
Rechtsträger gemäß den §§ 57 und 59 des Kran-
kenanstaltengesetzes zu gewährenden Zweckzu-
schüsse in jenem Verhältnis aufgestockt werden,
das sich aus dem Gesamtbetrag an Zweckzu-
schüssen gemäß den §§ 57 und 59 des Kranken-
anstaltengesetzes zu 90% des Teilbetrages 1 er-
gibt. 10% des Teilbetrages 1 sind im Verhältnis
der Pflegetage in diesen Krankenanstalten auf
diese Rechtsträger zu verteilen.

(3) 40% des Teilbetrages 2 sind im Verhältnis
der Volkszahl der einzelnen Länder in Län-
derquoten zu teilen. 60% des Teilbetrages 2
sind im Sinne des Abs. 2 in Länderquoten zu
teilen. Innerhalb der solcherart gebildeten Län-
dergesamtquoten obliegt — unter Bedachtnahme
auf § 13 Abs. 3 — die Verteilung des Teilbe-
trages 2 auf die Rechtsträger von Krankenan-
stalten im Sinne des § 1 der Entscheidung des
Fonds. Der Fonds hat dabei auf Grundlage der
von ihm zu erlassenden Richtlinien (einschließ-
lich Kennzahlen) im Sinne des § 6 vorzugehen.

(4) Die Höhe des Investitionszuschusses soll
im Einzelfall 40% der Kosten des Investitions-
vorhabens nicht übersteigen. Bei Vorliegen be-
sonderer gesundheitspolitischer Erfordernisse
können ausnahmsweise auch höhere Investitions-
zuschüsse gewährt werden.

(5) Den Berechnungen im Sinne der Abs. 2
und 3 sind — sofern es sich nicht um die Ge-
währung von Investitionszuschüssen handelt —
die Daten des jeweils zweitvorangegangenen Jah-
res zugrunde zu legen.

Organisation des Fonds

§ 16. (1) Organ des Fonds ist die Fonds-
versammlung. Die Fondsversammlung ist
beim Bundesministerium für Gesundheit und
Umweltschutz einzurichten. Die Beistellung der
sachlichen und personellen Erfordernisse sowie
die Führung der Geschäfte der Fondsversamm-
lung obliegen dem Bundesminister für Gesund-
heit und Umweltschutz.

(2) Die Fondsversammlung besteht aus 19 Mit-
gliedern, die nach Maßgabe der nachfolgen-
den Bestimmungen bestellt werden:

1. fünf Mitglieder bestellt die Bundesregie-
rung;

2. je ein Mitglied bestellen die Landesregie-
rungen;
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3. zwei Mitglieder bestellt der Hauptverband
der österreichischen Sozialversicherungsträ-
ger;

4. je ein Mitglied bestellt der Österreichische
Städtebund, der Österreichische Gemeinde-
bund sowie die Österreichische Bischofskon-
ferenz gemeinsam mit dem Evangelischen
Oberkirchenrat.

(3) Mitglied der Fondsversammlung kann nur
sein, wer zum Nationalrat wählbar ist.

(4) Ist die Bestellung von Mitgliedern der
Fondsversammlung erforderlich, so hat der Bun-
desminister für Gesundheit und Umweltschutz
die gemäß Abs. 2 in Betracht kommenden
Rechtsträger oder Organe schriftlich um Bestel-
lung zu ersuchen. Machen die zur Bestellung
von Mitgliedern der Fondsversammlung berech-
tigten Rechtsträger und Organe von diesem
Recht keinen Gebrauch und bestellen keine Mit-
glieder, so bleiben die nichtbestellten Mitglieder
bei der Feststellung der Beschlußfähigkeit der
Fondsversammking außer Betracht.

(5) Den Vorsitz in der Fondsversammlung
hat der Bundesminister für Gesundheit und
Umweltschutz zu führen.

(6) Die Fondsversammlung hat sich ihre Ge-
schäftsordnung selbst zu geben.

(7) Die von der Bundesregierung bestellten
Mitglieder der Fondsversammlung verfügen —
unbeschadet des Abs. 9 — über je zwei Stim-
men, die übrigen Mitglieder über je eine Stimme.

(8) Die Beschlüsse der Fondsversammlung wer-
den — mit Ausnahme der Entscheidung über
die Verteilung des Teilbetrages 1 im Einzel-
fall — einstimmig gefaßt. Kommt ein einstim-
miger Beschluß nicht zustande, so ist wie folgt
vorzugehen:

1. jedes Mitglied der Fondsversammlung kann
einen Schlichtungsausschuß, der aus dem
Bundeskanzler, dem Vorsitzenden der Lan-
deshauptmännerkonferenz und einem wei-
teren von der Landeshauptmännerkonferenz
bestellten Landeshauptmann besteht, um
Vermittlung ersuchen; der Schlichtungsaus-
schuß hat binnen drei Monaten noch der
erstmaligen Beschlußfassung in der Fonds-
versammlung zumindest eine Sitzung abzu-
halten;

2. kommt binnen drei Monaten nach der erst-
maligen Beschlußfassung in der Fondsver-
sammlung ein einstimmiger Beschluß nicht
zustande, so entscheidet die Fondsversamm-
lung mit einfacher Mehrheit der Stimmen;

3. kommt eine solche Mehrheit nicht zustande,
so entscheidet die Stimme des Vorsitzenden.

(9) Entscheidungen der Fondsversammlung
über die Verteilung des Teilbetrages 1 im Einzel-
fall werden mit einfacher Mehrheit der Stimmen

gefaßt. Die von der Bundesregierung bestellten
Mitglieder der Fondsversammlung verfügen in
diesem Fall nur über eine Stimme.

Berichterstattung

§ 17. Der Fonds hat den Rechtsträgern und
Organen, die zur Bestellung von Mitgliedern
der Fondsversammlung berechtigt sind, jährlich
Bericht über seine Tätigkeit zu erstatten.

Kontrolle durch den Rechnungshof

§ 18. Die Gebarung des Fonds unterliegt
der Kontrolle durch den Rechnungshof.

Befreiung von Gebühren und Abgaben

§ 19. (1) Der Fonds ist von allen bundes-
rechtlich geregelten Abgaben befreit.

(2) Die dem Fonds in unmittelbarer Erfüllung
seiner Aufgaben ausgestellten Schriften und die
von ihm abgeschlossenen Rechtsgeschäfte sind
von den Stempel- und Rechtsgebühren befreit.

(3) Die finanziellen Leistungen des Fonds an
die Rechtsträger der Krankenanstalten unterlie-
gen weder der Umsatzsteuer noch den Steuern
vom Einkommen und Vermögen.

Übergangsbestimmungen

§ 20. (1) Für die Überweisung an den Kran-
kenanstalten-Zusammenarbeitsfonds ist im Bun-
desfinanzgesetz 1978 der finanzgesetzliche An-
satz 1/17217 „Überweisung an den Kranken-
anstalten-Zusammenarbeitsfonds" zu eröffnen.
Der Bundesminister für Finanzen wird ermäch-
tigt, die beim Ansatz 1/17217 anfallenden Mehr-
ausgaben in den Ausgabenersparungen bei den
Ansätzen 1/17216 „Krankenanstalten-Investi-
tionsförderung" und 1/17424 „Zweckzuschüsse
nach dem Krankenanstaltengesetz" sowie in den
zweckgewidmeten Mehreinnahmen aus Umsatz-
steueranteilen beim Ansatz 2/17294 zu bedecken.

(2) Im Kapitel 52 ist im Bundesfinanzgesetz
1978 der finanzgesetzliche Ansatz 2/52805 mit
der Bezeichnung „Umsatzsteueranteil für die
Fonds" zu eröffnen.

Inkrafttreten

| 21. (1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Jän-
ner 1978 in Kraft und ist gleichzeitig mit der
Vereinbarung gemäß Art 15 a B-VG über die
Krankenanstaltenfinanzierung und die Dotierung
des Wasserwirtschaftsfonds, BGBl. Nr. 453/1978,
kundzumachen.

(2) Dieses Bundesgesetz tritt im Zeitpunkt
des Außerkrafttretens der Vereinbarung gemäß
Art. 15 a B-VG über die Krankenanstaltenfinan-
zierung und die Dotierung des Wasserwirtschafts-
fonds, BGBl. Nr. 453/1978, außer Kraft. Das
Außerkrafttreten dieser Vereinbarung ist vom
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Bundeskanzler im Bundesgesetzblatt kundzu-
machen.

Vollziehung

§ 22. Mit der Vollziehung dieses Bundes-
gesetzes sind betraut:

1. hinsichtlich des § 16 Abs. 2 Z. 1 die Bun-
desregierung;

2. hinsichtlich der §§ 11, 13 Abs. 2, 19 und 20
der Bundesminister für Finanzen;

3. hinsichtlich des § 12 der Bundesminister
für soziale Verwaltung;

4. hinsichtlich des § 21 Abs. 2 der Bundes-
kanzler;

5. hinsichtlich der §§ 4 Abs. 7 und 5 Abs. 3
der Bundesminister für Gesundheit und Um-
weltschutz im Einvernehmen mit dem Bun-
desminister für Finanzen;

6. hinsichtlich aller übrigen Bestimmungen der
Bundesminister für Gesundheit und Um-
weltschutz.

Kirchschläger
Kreisky Pahr Moser
Leodolter Lanc Broda
Rösch Haiden Weißenberg Sinowatz

Lausecker Firnberg

455. Bundesgesetz vom 30. Juni 1978,
mit dem das Finanzausgleichsgesetz 1973 —

FAG 1973 geändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Finanzausgleichsgesetz 1973, BGBl.
Nr. 445/1972, in der Fassung des Artikels II des
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 138/1978 wird wie
folgt geändert:

1. Der § 7 hat zu lauten:

„§ 7. (1) Gemeinschaftliche Bundesabgaben
sind die Einkommensteuer (veranlagte Einkom-
mensteuer, Lohnsteuer und Kapitalertragsteuer),
die Umsatzsteuer, die Biersteuer, die Abgabe von
alkoholischen Getränken, die. Mineralölsteuer,
die Erbschafts- und Schenkungssteuer, die Grund-
erwerbsteuer, die Bodenwertabgabe, die Kraft-
fahrzeugsteuer, die Spielbankabgabe, der Kunst-
förderungsbeitrag, die Weinsteuer, der Kultur-
groschen und die Energieverbrauchsabgabe. Die
Teilung der drei zuletzt genannten Abgaben
zwischen dem Bund und den Ländern (Wien als
Land) und die Aufteilung der Ertragsanteile der
Länder bleibt der bundesgesetzlichen Regelung
dieser Abgaben vorbehalten.

(2) Der Teilung unterliegt der Reinertrag der
Abgaben, der sich nach Abzug der Rückver-

gütungen und der für eine Mitwirkung bei der
Abgabeneinhebung allenfalls gebührenden Ver-
gütungen ergibt. Nebenansprüche im Sinne der
Bundesabgabenordnung, BGBl. Nr. 194/1961,
unterliegen nicht der Teilung. Vor der Teilung
sind

a) bei der Einkommensteuer auch die im § 2
Abs. 1 des Katastrophenfondsgesetzes,
BGBl. Nr. 207/1966, und im § 2 des Bun-
desgesetzes vom 24. November 1972, BGBl.
Nr. 443, genannten Anteile am Aufkom-
men abzuziehen,

b) bei der Umsatzsteuer ab 1. Jänner 1978
in Abzug zu bringen und für folgende
Zwecke zu verwenden:

1. ein Betrag in Höhe von 0,418 v. H. des
gesamten Aufkommens an der Umsatz-
steuer für den Krankenanstalten-Zusam-
menarbeitsfonds,

2. ein Betrag in Höhe von 0,209 v. H. des
gesamten Aufkommens an der Umsatz-
steuer für den Wasserwirtschaftsfonds.

(3) An den Krankenanstalten-Zusammenarbeits-
fonds und an den Wasserwirtschaftsfonds sind
gemäß § 7 Abs. 2 lit. b Z. 1 und 2 monatlich
Vorschüsse zu leisten, deren Höhe sich nach den
Bestimmungen über die Berechnung der Vor-
schüsse auf die Ertragsanteile der Gemeinden an
der Umsatzsteuer zu richten hat. Diese Vor-
schüsse sind zu den gesetzlichen Terminen der
Vorschußleistungen auf die Ertragsanteile der
Gemeinden an den gemeinschaftlichen Bundes-
abgaben zu überweisen. Die Zwischenabrechnung
und die endgültige Abrechnung hat im Rahmen
der Abrechnung der Vorschüsse auf die Ertrags-
anteile an den gemeinschaftlichen Bundesabgaben
im Sinne des § 11 Abs. 1 zu erfolgen. Über-
genüsse oder Guthaben der Fonds sind hiebei aus-
zugleichen.

(4) Für die Zeit vom 1. Jänner 1978 bis Ende
des Monats vor der Kundmachung des Bundes-
gesetzes über die Errichtung eines Krankenan-
stalten-Zusammenarbeitsfonds, BGBl. Nr. 454/
1978, sind die Beträge gemäß Abs. 3 innerhalb
von zwei Monaten nach der Kundmachung des
Bundesgesetzes über die Errichtung des Kranken-
anstaltenfonds an diesen und an den Wasserwirt-
schaftsfonds zu erbringen.

(5) Die Kosten der Einhebung der gemein-
schaftlichen Bundesabgaben trägt der Bund."

2. Das im § 8 Abs. 1 angeführte Hundertsatz-
verhältnis hat bei der Umsatzsteuer zu lauten:

„Bund 69,763, Länder 18,412, Gemeinden
11,825."

3. Die lit. d im Abs. 2 des § 8 hat zu lauten:
„d) bei der Umsatzsteuer auf die Länder

17,871 Hundertteile nach der Volkszahl
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und 0,541 Hundertteile zu einem Sechstel
auf Wien als Land und zu fünf Sechsteln
auf die Länder ohne Wien nach der Volks-
zahl; auf die Gemeinden 4,628 Hundert-
teile nach der Volkszahl, 5,912 Hundert-
teile nach dem abgestuften Bevölkerungs-
schlüssel und 1,285 Hundertteile nach dem
länderweisen Aufkommen an Gewerbe-
steuer (nach dem Gewerbeertrag und Ge-
werbekapital);"

Artikel II

Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Jänner 1978
in Kraft und ist gleichzeitig mit der Verein-
barung gemäß Art. 15 a B-VG über die Kranken-
anstaltenfinanzierung und die Dotierung des
Wasserwirtschaftsfonds, BGBl. Nr. 453/1978,
kundzumachen.

Artikel III

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
der Bundesminister für Finanzen betraut.

Kirchschläger
Kreisky Lanc

4 5 6 . Bundesgesetz vom 30. Juni 1978,
mit dem das Krankenanstaltengesetz geändert
wird (Krankenanstaltengesetz-Novelle 1978)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I
Das Krankenanstaltengesetz, BGBl. Nr. 1/1957,

in der Fassung der Bundesgesetze BGBl. Nr. 27/
1958, BGBl. Nr. 28.1/1974 und BGBl. Nr. 659/
1977 wird wie folgt geändert:

1. (Grundsatzbestimmung)

Der § 28 hat zu lauten:

„§ 28. (1) Die Pflegegebühren und allfälligen
Sondergebühren (§ 27 Abs. 4) sind vom Rechts-
träger der Krankenanstalt für die Voranschläge
und für die Rechnungsabschlüsse unter Bedacht-
nahme auf § 27 Abs. 3 kostendeckend zu er-
mitteln.

Die Pflegegebühren und Sondergebühren sind
von der Landesregierung unter Bedachtnahme auf
die Ausstattung und Einrichtung, wie sie durch
die Funktion der Krankenanstalt erforderlich
sind, und die ordnungsgemäße und wirtschaftliche
Gebarung festzusetzen und im Landesgesetzblatt
kundzumachen. In diese Kundmachung sind auch
die kostendeckend ermitttelten Pflegegebühren
und Sondergebühren aufzunehmen.

(2) Bei mehreren in ihrer Ausstattung, Ein-
richtung und Funktion gleichartigen öffentlichen
Krankenanstalten im Bereich einer Gemeinde
sind die Pflegegebühren und allfälligen Sonder-

gebühren einheitlich für diese Anstalten festzu-
setzen.

(3) Die Pflegegebühren und allfälligen Sonder-
gebühren einer öffentlichen Krankenanstalt, die
nicht von einer Gebietskörperschaft verwaltet
wird, dürfen nicht niedriger sein als die Pflege-
(Sonder)gebühren der nächstgelegenen von einer
Gebietskörperschaft betriebenen öffentlichen
Krankenanstalt mit gleichartigen oder annähernd
gleichwertigen Einrichtungen, wie sie durch die
Funktion dieser Krankenanstalt erforderlich
sind. Die Feststellung der Gleichartigkeit oder an-
nähernden Gleichwertigkeit obliegt der Landes-
regierung.

(4) Das Ausmaß von den Trägern der Sozial-
versicherung an die Rechtsträger der Kranken-
anstalten zu entrichtenden Pflegegebühren —
unter Berücksichtigung der Abgeltung für thera-
peutische Behelfe — und allfällige Sonderge-
bühren (§ 27 Abs. 4), sowie die Dauer, für welche
die Pflegegebühren zu zahlen sind, wird abgesehen
von den Fällen des Abs. 12, ausschließlich durch
privatrechtliche Verträge geregelt. Solche Verträge
sind zwischen dem Hauptverband der österreichi-
schen Sozialversicherungsträger im Einvernehmen
mit den in Betracht kommenden Krankenver-
sicherungsträgern einerseits und dem Rechtsträger
der Krankenanstalt andererseits abzuschließen.
Die Verträge bedürfen zu ihrer Rechtswirksam-
keit der schriftlichen Form der Abfassung.

(5) Die für die Sozialversicherungsträger gelten-
den Pflegegebührenersätze sind mit jedem 1. Jän-
ner, erstmals mit 1. Jänner 1978, im prozentu-
ellen Ausmaß der Erhöhung der Beitragsein-
nahmen aller Krankenversicherungsträger vom
Vorjahr auf das laufende Jahr zu erhöhen. Die
jeweils neu berechneten Pflegegebührenersätze
sind auf volle Schilling zu runden.

(6) Von den Beitragseinnahmen eines Kalender-
jahres ist vor der Errechnung des prozentuellen
Beitragszuwachses zunächst jener Betrag abzu-
ziehen, den die Krankenversicherungsträger ge-
gemäß § 447 f ASVG zur Finanzierung der
Krankenanstalten gesondert zu überweisen haben.
Ferner haben bei der Errechnung des prozentu-
ellen Beitragszuwachses nach Abs. 5 jene Beitrags-
einnahmen außer Betracht zu bleiben, die sich ab
1. Jänner 1979 aus Änderungen des Beitrags-
rechtes ergeben, sofern der daraus erfließende
Ertrag gesetzlich zweckgebunden ist.

(7) Die Beitragseinnahmen des laufenden
Kalenderjahres aller dem Hauptverband der
österreichischen Sozialversicherungsträger (im fol-
genden Hauptverband genannt) angehörenden
Krankenversicherungsträger sind den Beitragsein-
nahmen des zuletzt vorangegangenen Kalender-
jahres unter Berücksichtigung des Abs. 6 gegen-
überzustellen. Als Beitragseinnahmen gelten alle
Beiträge für Pflichtversicherte und für freiwillig
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Versicherte, die nach den Weisungen des Bundes-
ministers für soziale Verwaltung über die Rech-
nungslegung als Beitragseinnahmen in Betracht
kommen, in der Krankenversicherung der Bauern
einschließlich des Bundesbeitrages; maßgebend
sind die in den Erfolgsrechnungen der Kranken-
versicherungsträger ausgewiesenen Beträge. Der
Erhöhungsprozentsatz ist vom Hauptverband auf
zwei Dezimalstellen zu runden.

(8) Der Hauptverband hat jeweils spätestens
bis 15. Dezember für das nächstfolgende Kalender-
jahr einen provisorischen Hundertsatz zu er-
rechnen, der für die Erhöhung der Pflegege-
bührenersätze ab nachfolgendem 1. Jänner maß-
geblich ist. Die neuen Pflegegebührenersätze sind
auf volle Schilling zu runden. Den Rechtsträgern
der Krankenanstalten sind die erhöhten Pflegege-
bührenersätze so rechtzeitig bekanntzugeben, daß
sie ab 1. Jänner der Verrechnung zugrunde gelegt
werden können. Für das Jahr 1978 beträgt der
provisorische Hundertsatz 10,84%.

(9) Weicht der provisorische Hundertsatz vom
endgültigen Hundertsatz ab, hat zwischen den
Krankenversicherungsträgern und den Kranken-
anstalten ein finanzieller Ausgleich durch Nach-
zahlung oder Gutschrift im laufenden Kalender-
jahr zu erfolgen. Bei der Erhöhung der Pflege-
gebührenersätze ab dem nächsten 1. Jänner sind
sodann für das Vorjahr fiktiv jene Pflegege-
bührenersätze zu errechnen, die sich bei An-
wendung des endgültigen Hundertsatzes ergeben
hätten. Diese fiktiven Pflegegebührenersätze sind
sodann um den in Betracht kommenden proviso-
rischen Hundertsatz zu erhöhen.

(10) Die Landesgesetzgebung kann die Mitwir-
kung des Bundesministers für soziale Verwal-
tung an der Vollziehung durch Zustimmung zum
Erhöhungsprozentsatz gemäß Abs. 8 und zum
provisorischen Hundertsatz gemäß Abs. 9 sowie
durch Überprüfung aller von den Krankenver-
sicherungsträgern und vom Hauptverband zur
Durchführung der Regelung gemäß Abs. 5 bis 9
erstellten Unterlagen und Berechnungen vorsehen.

(11) Über Streitigkeiten, die sich zwischen dem
Rechtsträger einer Krankenanstalt einerseits und
einem Krankenversicherungsträger oder dem
Hauptverband andererseits aus einem gemäß
Abs. 4 geschlossenen Vertrag ergeben, entscheidet
die Schiedskommission (§ 28 a). Der Antrag auf
Entscheidung kann von jedem der Streitteile ge-
stellt werden.

(12) Wenn innerhalb von zwei Monaten nach
der Aufkündigung eines Vertrages ein neuer Ver-
trag zwischen dem Rechtsträger der Krankenan-
stalt und dem Hauptverband nicht zustande-
kommt, entscheidet die Schiedskommisson (§ 28 a)
auf Antrag mit Wirksamkeit ab der ansonsten be-
wirkten Vertragsauflösung über die gemäß
Abs. 4 zu regelnden Angelegenheiten. Das gleiche
gilt für den Fall, daß der Rechtsträger der Kran-

kenanstalt oder der Hauptverband zum Abschluß
eines Vertrages aufgefordert hat, jedoch innerhalb
von zwei Monaten ein solcher Vertrag nicht zu-
standegekommen ist. Der Antrag auf Entschei-
dung kann vom Rechtsträger der Krankenanstalt,
von der Landesregierung oder vom Hauptverband
gestellt werden.

(13) Wenn ein Antrag nach Abs. 12 vor dem
Zeitpunkt gestellt wird, zu dem der Vertrag auf-
gelöst wurde, bleibt der Vertrag bis zur rechts-
kräftigen Entscheidung vorläufig in Kraft.

(14) Bei der Festsetzung der Höhe der Pflege-
gebührenersätze nach Abs. 12 ist die Schieds-
kommission an die Erhöhungssätze gemäß Abs. 5
bis 10 gebunden."

2. (Unmittelbar anwendbares Bundesrecht)

a) Die Überschrift zum Hauptstück D des
zweiten Teiles hat zu entfallen,

b) Die §§ 57 bis 59 a samt Überschrift wer-
den aufgehoben, soweit sich aus den Be-
stimmungen des Bundesgesetzes über die
Errichtung eines Krankenanstalten-Zusam-
menarbeitsfonds, BGBl. Nr. 454/1978,
nicht anderes ergibt.

Artikel II

(1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Jänner 1978
in Kraft und ist gleichzeitig mit der in Abs. 2
genannten Vereinbarung kundzumachen.

(2) Dieses Bundesgesetz tritt gleichzeitig mit
dem Außerkrafttreten der zwischen dem Bund
und den Ländern geschlossenen Vereinbarung ge-
mäß Art. 15 a B-VG über die Krankenanstalten-
finanzierung und die Dotierung des Wasser-
wirtschaftsfonds, BGBl. Nr. 453/1978, außer
Kraft.

(3) Mit dem Zeitpunkt des Außerkrafttretens
dieses Bundesgesetzes treten die durch dieses
Bundesgesetz geänderten oder aufgehobenen
Bestimmungen des Krankenanstaltengesetzes in
der am 31. Dezember 1977 in Geltung gestande-
nen Fassung wieder in Kraft.

Artikel III

(1) Mit der Wahrnehmung der Rechte des
Bundes gemäß Art. 15 Abs. 8 B-VG hinsichtlich
der im Art. I Z. 1 enthaltenen Angelegenheiten
ist der Bundesminister für Gesundheit und Um-
weltschutz betraut.

(2) Mit der Vollziehung der Bestimmungen des
Art. I Z. 2 ist der Bundesminister für Gesund-
heit und Umweltschutz im Einvernehmen mit
dem Bundesminister für Finanzen betraut.

Kirchschläger
Kreisky Leodolter Lanc
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4 5 7 . Bundesgesetz vom 30. Juni 1978,
mit dem das Wasserbautenförderungsgesetz

geändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Wasserbautenförderungsgesetz, BGBl.
Nr. 34/1948, in der Fassung der Bundesgesetze
BGBl. Nr. 299/1969 und BGBl. Nr. 443/1972
wird wie folgt geändert:

1. Die Z. 1 des § 10 c hat zu lauten:

„1. durch Zuwendungen aus Bundesmitteln
nach Maßgabe der Ansätze im jeweiligen Bun-
desfinanzgesetz und nach Maßgabe der Bestim-
mungen des § 7 Abs. 2 lit. b Z. 2 und der Abs. 3
und 4 des Finanzausgleichsgesetzes 1973, BGBl.
Nr. 445/1972, in der Fassung des Bundesgesetzes
BGBl. Nr. 455/1978;"

2. Im § 10 c ist nach der Z. 2 eine neue Z. 3
einzufügen; die Z. mit den bisherigen Bezeich-
nungen 3, 4, 5 und 6 erhalten die neuen Bezeich-
nungen „4", „5", „6" und „7"; die neue Z. 3
hat zu lauten:

„3. durch Zuwendungen aus Landesmitteln
nach Maßgabe der landesrechtlichen Vorschriften,
wobei diese Beträge unter sinngemäßer Anwen-
dung des § 11 Abs. 2 bis 4 des Bundesgesetzes
über die Errichtung eines Krankenanstalten-Zu-
sammenarbeitsfonds, BGBl. Nr. 454/1978, vom
Bund an den Wasserwirtschaftsfonds zu über-
weisen sind;"

3. Im Abs. 4 des § 10 ist der Klammerausdruck
„(§ 10 c Z. 3 und 4)" durch den Klammeraus-
druck „(§ 10 c Z. 4 und 5)" und der Klammer-
ausdruck „(§ 10 c Z. 5)" durch den Klammer-
ausdruck „(§ 10 c Z. 6)" zu ersetzen.

4. Die Z. 1 des § 19 hat zu lauten:

„1. des § 10 c Z. 1 bis 3 der Bundesminister
für Finanzen im Einvernehmen mit dem Bun-
desminister für Bauten und Technik,"

5. Die Z. 5 des § 19 hat zu lauten:

„5. der §§ 10, mit Ausnahme des Abs. 14, 10 a
Abs. 1 bis 4 und 6 bis 8, 10 b und 10 c, mit
Ausnahme der Z. 1 bis 3, der Bundesminister
für Bauten und Technik,"

Artikel II

(1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Jänner 1978
in Kraft und ist gleichzeitig mit der Verein-
barung gemäß Art. 15 a B-VG über die Kranken-
anstaltenfinanzierung und die Dotierung des
Wasserwirtschaftsfonds, BGBl. Nr. 453/1978,
kundzumachen.

(2) Dieses Bundesgesetz tritt im Zeitpunkt des
Außerkrafttretens der Vereinbarung gemäß

Art. 15 a B-VG über die Krankenanstalten-
finanzierung und die Dotierung des Wasserwirt-
schaftsfonds, BGBl. Nr. 453/1978, außer Kraft.

(3) Mit dem Zeitpunkt des Außerkrafttretens
dieses Bundesgesetzes treten die durch dieses
Bundesgesetz geänderten Bestimmungen des Was-
serbautenförderungsgesetzes in der am 31. De-
zember 1977 in Geltung gestandenen Fassung
wieder in Kraft.

Artikel III

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
der Bundesminister für Finanzen im Einver-
nehmen mit dem Bundesminister für Bauten
und Technik betraut.

Kirchschläger
Kreisky Lanc Moser

4 5 8 . Bundesgesetz vom 30. Juni 1978
über die finanzielle Beteiligung der Träger
der sozialen Krankenversicherung am Kran-

kenanstalten-Zusammenarbeitsfonds

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Allgemeine Sozialversicherungsgesetz,
BGBl. Nr. 189/1955, in der Fassung der Bundes-
gesetze BGBl. Nr. 266/1956, BGBl. Nr. 171/1957,
BGBl. Nr. 294/1957, BGBl. Nr. 157/1958, BGBl.
Nr. 293/1958, BGBl. Nr. 65/1959, BGBl. Nr. 290/
1959, BGBl. Nr. 87/1960, BGBl. Nr. 168/1960,
BGBl. Nr. 294/1960, BGBl. Nr. 13/1962, BGBl.
Nr. 85/1963, BGBl. Nr. 184/1963, BGBl. Nr. 253/
1963, BGBl. Nr. 320/1963, BGBl. Nr. 301/1964,
BGBl. Nr. 81/1965, BGBl. Nr. 96/1965, BGBl.
Nr. 220/1965, BGBl. Nr. 309/1965, BGBl.
Nr. 168/1966, BGBl. Nr. 67/1967, BGBl. Nr. 201/
1967, BGBl. Nr. 6/1968, BGBl. Nr. 282/1968,
BGBl. Nr. 17/1969, BGBl. Nr. 446/1969, BGBl.
Nr. 385/1970, BGBl. Nr. 373/1971, BGBl.
Nr. 473/1971, BGBl. Nr. 162/1972, BGBl.
Nr. 31/1973, BGBl. Nr. 23/1974, BGBl. Nr. 775/
1974, BGBl. Nr. 704/1976 und BGBl. Nr. 648/
1977 wird geändert wie folgt:

§ 447 f Abs. 7 dritter Satz hat zu lauten:
„Dieses Sondervermögen ist nach Maßgabe der
Bestimmungen des Bundesgesetzes betreffend die
Errichtung eines Krankenanstalten-Zusammen-
arbeitsfonds, BGBl. Nr. 454/1978, dem Kran-
kenanstalten-Zusammenarbeitsfonds zu über-
weisen."

Artikel II
Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Jänner 1978
in Kraft und ist gleichzeitig mit der Verein-
barung gemäß Art. 15 a B-VG über die Kranken-
anstaltenfinanzierung und die Dotierung des
Wasserwirtschaftsfonds, BGBl. Nr. 453/1978,
kundzumachen.
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Artikel III

Dieses Bundesgesetz tritt mit Ablauf der Gel-
tungsdauer der Vereinbarung gemäß Art. 15 a
B-VG über die Krankenanstaltenfinanzierung und
die Dotierung des Wasserwirtschaftsfonds, BGBl.
Nr. 453/1978, außer Kraft.

Artikel IV

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
der Bundesminister für soziale Verwaltung be-
traut.

Kirchschläger
Kreisky Weißenberg


